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Verkündet am 10. Juni 1963 
oit©check , Justizobersekretür 

a If* Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

2188 037

I m N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit 
des Kaufmanns Paul über

Klägers, Berufungsklägers und Revisionsklägero, 
- I2rozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

g e g e n
d ie  Firma GmbH, J V b r ik _ n e u z e it licher Orga n isation s-
m it te l  un^Greräte, B f l H H H I H H t ) » E( _
Straße C H H B , v e r tr eten  durch ihren Geschäf ts fü h r e r
KudoH! e b SMBBB m b  >
P<^HHB-Etraße

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd 
liehe Verhandlung vom 10. Juni 1963 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Br. Winkelmann, Rietschel, Erbel, Br.* Vogt
und F:inke
für Recht erkannt:

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 5o Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Frankfurt am Main vom 10. April 1962 
wird zurückgewiesen.
Ber Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger war seit 1949 als Generalvertreter für 
die Beklagte tätig. Mit Schreiben vom 25. Juni I960 
kündigte die Beklagte das Vertragsverhältnis fristlos 
mit der Begründung, der Kläger habe ein ihm erteiltes, 
der Beklagten im Juli 1958 um 3.000 DM verkauftes Schutz­
recht auf dem Gebiet der Aktentechnik am 23.Februar I960 
an die Firma Louis L ^ ^ ^  in für
15.000 DM weiterverkauftp

Der Kläger erkannte den geltend gemachten Kündigung- 
grund nicht an und verlangte mit der Klage die Zahlung 
eines Ausgleichs von 20.000 DM.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt.
Sie hat vorgetragen, der Kläger habe noch eine weitere 
Schutsrcchtsanmeldung an die Firma L ^ 0  für 15.000 DM 
verkauft, ohne sie ihr vorher anzubieten. Der Kläger 
habe durch die Veräußerung der beiden Schutzrechte an 
eine Konkurrenzfirma grob schuldhaft gegen seine Pflichten 
aus dem Handelsvertretervertrag verstoßen; eie habe 
daher ein Recht zur fristlosen Kündigung des Vertrags 
gehabt. Ein Ausgleichsanspruch stehe dem Kläger in­
folgedessen nicht zu.

Das Landgericht hat die Klage abgewieeen. Die Be­
rufung des Klägers wurde zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Anspruch 
weiter. Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der 
Revision.
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Entscheidungsgründe:

I„

Der Kläger hat unstreitig am 235. Februar I960 zwei 
in das Arbeitsgebiet der Beklagten fallende Schutzrechts 
anmeldungen vom 22. März 1955 und vom 16. März 1959 an 
die Firma L B B ?  ein Konkurrenzunternehmen der Beklagten 
um je 15»000 DM veräußert.

Das Berufungsgericht stellt dazu fest, daß er das 
erste Schutzrecht bereits am 18. Juli 1958 für 3.000 DM 
an die Beklagte verkauft und das zweite Schutzrecht 
vor dem Verkauf an die Firma Beklagten nicht
Angeboten hat... .

Es hält deshalb den Ausgleichsanspruch des Klägers 
wegen dieses schuldhaft vertragswidrigen Verhaltens für 
unbegründet«,

II.
Die Revision des Klägers ist nicht begründet«,

1) Die Feststellung des Berufungsgerichts, daß über 
den Erwerb der Schutzrechtsanmeldung vom 22. März 1955 
ein wirksamer Vertrag zwischen den Parteien zustande 
gekommen ist, läßt keinen Rechtsf^hler erkennen.
a) Der Kläger rügt mit seiner Revision, das Berufungs­
gericht habe übersehen, daß die Beklagte sein Angebot, 
das Schutzrecht für 3-000 DM zu verkaufen, nicht ange­
nommen habe.

Diese Rüge geht fehl. Das Berufungsgericht führt 
dazu (Urteil S. 5) aus, den Angaben der Zeugen A B B B  
und S B B I  sowie den eigenen Angaben des Klägers sei zu
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entnehmen, daß sieh die Parteien über den Kaufgegenetand 
und die Höhe des Preises geeinigt habeno Das schließt 
die Feststellung ein, daß die Beklagte das Angebot des 
Klägers angenommen bat* Einer Darlegung, wie der Vertrag 
im einzelnen zustande gekommen ist, bedurfte es nicht, 
zumal das Berufungsgericht insoweit auf die Angaben der 
Zeugen und das Urteil des Landgerichts, in dem das Zu­
standekommen des Vertrages genau dargestellt wird, aus­
drücklich Bezug nimmto
b) Das Berufungsgericht sieht weiter auf Grund der Be­
weisaufnahme nicht als-erwiesen an, daß der Kläger die 
Gültigkeit des Vertrags von der sofortigen Zahlung der 
3.0C0 DK abhängig gemacht habe.

Der Kläger rügt, das Berufungsgericht habe damit die 
Beweislast verkannt; nicht er, sondern die Beklagte hätte 
zu beweisen gehabt, daß ein unbedingter Vertrag zustande 
gekommen sei*

Diese Huge geht ins Leere. Auf die Beweislast kommt 
es nicht an; denn das Berufungsgericht hat, wie sich 
aus seiner Beweiswürdigung zu diesem Punkt ergibt, die 
Behauptung des Klägers nicht nur als unbewiesen ansehen, 
sondern feststellen wollen, daß eine solche Bedingung 
in den Kaufvertrag nicht aufgenommen worden ist6
c) Die weiteren in diesem Zusammmenhäng erhobenen Re­
vision artigen des Klägers, so insbesondere wegen der 
Glaubwürdigkeit der beiden Zeugen, richten sich in un­
zulässiger Weise gegen die Beweiswürdigung des Berufungs­
gerichts und brauchen deshalb nicht beschieden zu werden.»
d) Ist somit von der Peststellung auszugehen, daß der 
Kläger das Schutzrecht vom 22. März 1955 der Beklagten
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rechtswirksam überlassen hat, so ist damit seiner Be­
hauptung, die Beklagte habe sein Schutzrecht verletzt, 
und den hierzu erhobenen Revisionsrügen der Boden ent­
zogen o
c) Der Klüger konnte sich auch, wie das Berufungsgericht 
zutreffend annimmt, nicht einseitig von diesem Kaufver­
trag löseno Allerdings hat er den Kaufpreis von 3«000 DM 
nicht erhalten- Wollte er aus diesem Grunde vom Vertrag 
zurücktreten, so hätte er die Beklagte vorher unter Frist­
setzung in Verzug setzen müssen (§ 326 BGB). Baß das ge­
schehen ist, hat der Kläger selbst nicht behauptet- Seine 
Behauptung, er habe geglaubt, daß die Beklagte kein 
Interesse mehr an dem Schutzrecht habe, und er habe zu 
dem Zeugen Storck gesagt, er fühle sich nicht mehr an 
den Kaufvertrag gebunden, ist nicht schlüssig; denn damit 
hätte er die nach § 326 BGB für einen wirksamen Rück­
tritt erforderlichen Voraussetzungen noch nicht erfüllt.

Die von dem Kläger behauptete Äußerung des Geschäfts­
führers der Beklagten gegenüber Kollegen des Klägers, 
seine Firma.sei an dem Schutzrecht nicht mehr interessiert, 
sieht das Berufungsgericht nur als eine Äußerung an, mit 
der dieser seinen Unmut verbergen und den Fall habe baga­
tellisieren wollen, und der keine rechtliche Bedeutung 
zuzumessen sei. Das läßt keinen Rechtsfehler erkennen.
f) Durch die nochmalige Veräußerung des Schutzrechts 
an die Firma Leitz hat der Kläger, wie das Berufungs­
gericht ohne Rechtsverstoß äusführt, nicht nur den Vertrag 
vom 18. Juli 1958 verletzt, sondern auch schuldhaft gegen 
?;eine ihm nach § 86 HGB als Handelsvertreter obliegenden 
Pflichten gegenüber der Beklagten gehandelt. Dadurch ist 
das zwischen den Parteien bestehende Vertrauensverhältnis 
derart erschüttert worden, daß der Beklagten eine weitere 
Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden 
konnte.



Die Beklagte war daher berechtigt, den Handelsvertreter­
vertrag fristlos zu kündigen (§ 89 a HGB). Da der Klager 
schuldhaft gehandelt hat, hat er gemäß § 89 t Abs» 3 
S«. 2 1-JGrB seinen Ausgleichsanspruch verloren.
2) Da das angefochtene Urteil schon durch diese Erwägung im 
Ergebnis getragen wird, bedarf es keines Eingehens darauf, ob 
und inwieweit der Kläger als Handelsvertreter grundsätzlich 
verpflichtet war, seine Erfindungen in dem Arbeitsgebiet 
der Beklagten dieser anzubieten, und ob er durch die Ver­
äußerung des weiteren Schutzrechts vom 16. März 1959 eben­
falls schuldhaft gegen seine Pflichten als Handelsvertreter 
verstoßen hat.

IÜT
Die Revision des Klägers ist somit als unbegründet

zurückzuweisen.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Dr. Winkelmann
Dr. Vogt

Rietschel
Pinke

Erbel
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